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Gesetz über die Transparenz der Finanzierung kommunaler Wählergruppen und  
zur Änderung kommunalrechtliche Vorschriften  
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP,  
Drucksache 17/15264  
Anhörung des Ausschusses für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen am 9. Dezem-
ber 2021  
 
Schriftliche Stellungnahme  
  
 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion 
der CDU und der Fraktion der FDP, Drucksache 17/15264, zum Gesetz über die Transpa-
renz der Finanzierung kommunaler Wählergruppen und zur Änderung kommunalrechtli-
che Vorschriften.  
  
Das Gesetz verfolgt im Wesentlichen ausweißlich der Begründung zwei Ziele:   
  

1. zum einen die Erhöhung der Transparenz des demokratischen Prozesses auf kom-
munaler Ebene sowie  
  
2. die bessere Vergleichbarkeit von Parteien und Wählergruppen bei kommunalen 
Wahlen.   

  
Wie bei jedem Gesetzgebungsverfahren gilt es in einem ersten Schritt die Notwendig-
keit des gesetzgeberischen Handelns zu beurteilen. Als Begründung für das Gesetzge-
bungsverfahren wird eine Ungleichbehandlung von politischen Parteien und Wählergrup-
pen konstatiert. Diese unterliegen grundsätzlich unterschiedlichen Regelungen. So wer-
den Parteien besondere Pflichten auferlegt, wie etwa eine Rechenschaftspflicht sowie die 
Verpflichtung zur innerparteilichen Demokratie. Für Wählergruppen würden diese Pflich-
ten dagegen so nicht gelten. Aus dem Umstand, dass Wählergruppen bei Kommunalwah-
len eine Bedeutung haben, wird geschlossen, dass für sie auf kommunaler Ebene diesel-
ben oder jedenfalls vergleichbare Regeln gelten müssten wie für Parteien.   
  
Ob dieser Schluss zwingend ist, ist fraglich. So ist zwar zuzugestehen, dass Wählergruppen 
auf kommunaler Ebene eine zunehmend stärkere Rolle spielen. Ob die einseitige Unter-
werfung unter die den Parteien obliegenden Verpflichtungen nach dem Parteiengesetz 
ohne weiteres mit der Notwendigkeit gesetzgeberischen Handelns zu rechtfertigen ist, um 
eine Gleichbehandlung von Parteien und Wählergruppen auf kommunaler Ebene herbei-
zuführen, darf jedoch bezweifelt werden. Zwar unterliegen die Wählergruppen eben die-
sen Restriktionen des Parteienrechts derzeit nicht, sie kommen aber auf der anderen Seite 
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auch nicht in den Genuss der den Parteien zustehenden Privilegien, wie etwa dem Listenprivileg, ei-
ner staatlichen Finanzierung, der Gründungsfreiheit und dem besonderen Bestandsschutz.  
    
Zudem ist auch das Wesen der Wählergruppen grundsätzlich ungleich zu dem der Parteien. Während das 
Parteienprivileg gerade nur eine Vereinigung genießt, die ein Mindestmaß an eigenständiger Willensbil-
dung und eine organisatorische Selbständigkeit sowie nach dem tatsächlichen Erscheinungsbild den ernst-
haften Willen zur parlamentarischen Mitarbeit – z.B. durch Teilnahme an Parlamentswahlen – glaubhaft 
vermittelt, so reicht es für Wählergruppen gerade aus, sich nur auf kommunaler Ebene betätigen zu wol-
len. Gerade in dieser Gewichtung, auf unterschiedlichen staatlichen Ebenen tätig sein zu wollen, könnte 
auch das wesentliche Argument gesehen werden, welches eine unterschiedliche rechtliche Betrachtung 
von Unterschiedlichem rechtfertigt.  
  
Dem Gesetzesentwurf ist insofern nicht klar zu entnehmen, warum Unterschiedliches nun gleich behan-
delt werden muss, zumal den Wählergruppen nicht zugleich auch die den Parteien zustehenden Privile-
gien eingeräumt werden, sondern ihnen lediglich die strikten Vorgaben der Parteien zur Finanzierung und 
verfassungsrechtlichen Rechenschaftsverpflichtungen auferlegt werden.   
  
Um das zweite gesetzgeberische Ziel zu erreichen, wird im Wesentlichen auf die Regelungen des Parteien-
gesetzes zurückgegriffen, in dem sich die wesentlichen Änderungen mit Bezug auf dieses zweite gesetzge-
berische Ziel an den Regelungen des Parteiengesetzes orientieren und in der Begründung auf die dortigen 
Regelungen explizit Bezug genommen wird.  Zutreffend erkennen die den Gesetzesentwurf vorlegenden 
Fraktionen die für den Bereich des Parteienrechts existierende Bundesgesetzgebungskompetenz an und 
beschränken in § 1 des zu beurteilenden Gesetzes den Anwendungsbereich auf kommunale Wählergrup-
pen.  
  
Allerdings stellt sich die Frage, ob die ausschließliche Bundeskompetenz aus Art. 21 Abs. 5 GG für das Par-
teienrecht nicht – zumindest als Annexkompetenz – hier einen landesgesetzlichen Rückgriff auf die Rege-
lungen des Parteiengesetzes für Wählergruppen verbietet.   
  
Die genaue sachliche Reichweite dieser Gesetzgebungskompetenz ist umstritten. Die Norm wird aber zu-
meist recht weit verstanden (vgl. nur Morlok, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz, 3. Aufl., 2015, Art. 21 Rn. 
162 ff.; Streinz, in: v. Mangoldt/ Klein/Starck (Hrsg.), 6. Aufl., 2010, Art. 21 Rn. 254). Herrschende Meinung 
dürfte insofern auch sein, dass die ausschließliche Bundesgesetzgebungskompetenz sich grundsätzlich 
auch auf Parteien in den Ländern erstreckt (BVerfGE 1, 208/277; 66, 107/112). Es erscheint insofern frag-
lich, ob der Landesgesetzgeber aufgrund eigener landesgesetzgeberischer Gesetzgebungskompetenz wei-
tere, ausdrücklich nach dem Willen des Bundesgesetzgebers nicht dem Parteienbegriff des Art. 21 GG un-
terfallende Wählervereinigungen den Regelungen des Parteiengesetzes unterwerfen kann, oder aber ob 
mit der Bundesgesetzgebungskompetenz nach Art. 21 GG nicht auch eine negative Abgrenzungskompe-
tenz im Parteienbegriff verbunden ist. Diese Frage vermag in der Kürze der Zeit nicht abschließend beant-
wortet werden.  
  
Die Gesetzgebungskompetenz des Landesgesetzgebers unterstellt, steht zu befürchten, dass durch die 
beabsichtigten Änderungen bei den Kommunen insbesondere im Zusammenhang mit Bürgerbegehren ein 
deutlicher Mehraufwand entsteht.   
  
Mit freundlichen Grüßen  
 
 
Sascha Kudella, Ass. jur.  
Referent 


